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1 Einleitung



Die aktuelle Situation auf dem Arbeitsmarkt und auch die immer stärker werdende Belastung der Kommunen, vor allem im Bereich der Sozialausgaben, fordern die Politik auf aktiv zu werden. Sie muss wirksame Mittel entwickeln, die dazu beitragen, die finanzielle Situation in beiden Bereichen zu entspannen. Eines dieser Mittel stellt das Hartz-Konzept dar. Die von der Hartz Kommission entwickelten Vorschläge zur Reform des Arbeitsmarkts haben Instrumentarien bereitgestellt, die den Arbeitsmarkt neu strukturieren und Kosten senken sollen. Vor allem der Vorschlag zur Zusammenführung von Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe zu einem neuen Arbeitslosengeld II soll dazu beitragen, die Höhe der Sozialausgaben zu verringern und die Haushalte der Kommunen zu entlasten. Die Zuständigkeit dieser neuen Leistungen soll nach den derzeitigen Vorstellungen der Bundesregierung bei den Agenturen für Arbeit liegen, was eine enorme Umschichtung der Leistungsbezieher von den Sozialämtern hin zu den Agenturen für Arbeit bedeuten würde.



Die vorliegende Diplomarbeit hat besonders den Bereich der Sozialhilfe nach dem BSHG (Bundessozialhilfegesetz) im Blickfeld. Es werden dabei jedoch nicht nur die Veränderungen betrachtet, die sich für den Bezieher von Leistungen nach dem BSHG ergeben, sondern auch die Änderungen, die sich für den Bereich der Mitarbeiter eines Sozialamtes ergeben. Durch die Veränderung der Anzahl an Leistungsbeziehern muss es zwangsläufig auch zu strukturellen Veränderungen des Fachdienstes kommen. Die Arbeit betrachtet daher auch die möglichen Veränderungen der Organisation des Fachdienstes Jugend und Soziales des Kreises Offenbach.



Die folgende Arbeit soll die genannten Änderungen exemplarisch am Beispiel des Fachdienstes Jugend und Soziales des Kreises Offenbach ermitteln und darstellen. Das Thema wurde auch gewählt, weil ich bereits seit mehreren Jahren Mitarbeiter des betrachteten Fachdienstes bin und daher auch ein persönliches Interesse an einer Aufarbeitung der Thematik besteht.



Im Rahmen einer Querschnittuntersuchung der Hilfeempfänger und der Mitarbeiter soll mit Hilfe einer Sekundäranalyse der vorhandenen Daten die neue Struktur ermittelt werden. Die Vorgehensweise stellt sich dabei wie folgt dar:
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Zunächst werden die aktuellen Zahlen (mit Stichtag zum 30.09.03) bezüglich der Mitarbeiter erhoben. Die Daten der Leistungsbezieher können aus den EDV Systemen entnommen werden. Anhand der Daten wird die Struktur sowohl auf der Seite der Mitarbeiter als auch auf der Seite der Leistungsbezieher dargestellt. In einem weiteren Schritt wird auf die Ziele und Umsetzungsvorschläge des Hartz-Konzepts eingegangen. Es werden dabei zunächst die von der Hartz-Kommission gemachten Vorschläge zur Reform des Arbeitsmarkts vorgestellt und im Anschluss der Umsetzungsstand der Vorschläge aufgezeigt. Dabei sind vor allem die Punkte von Interesse, die die Zusammenlegung von Arbeitslosen-und Sozialhilfe betreffen.



Als dritter Schritt werden Überlegungen zu einer neuen Struktur des Fachdienstes Jugend und Soziales des Kreises Offenbach angestellt. Dies erfolgt unter Zuhilfenahme der Untersuchungen zu der Struktur der Hilfeempfänger und der Mitarbeiter sowie den gemachten Ausführungen zum Hartz-Konzept. Dabei soll prognoseartig die Veränderungen des Fachdienstes Jugend und Soziales und die neue Struktur der Hilfeempfänger dargestellt werden. Dabei wird auch auf geänderte, neue und weggefallene Aufgabengebiete eingegangen.
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2 Ermittlung der aktuellen Struktur der Hilfeempfänger und der Mitarbeiter
Zur Prüfung, inwieweit sich durch die Zusammenführung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe zu einem neuen Arbeitslosengeld II
1
Änderungen für den Aufbau des Bereichs Sozialhilfe des Kreises Offenbach ergeben, ist es zunächst notwendig, dessen aktuellen Aufbau zu klären. Es werden dazu die Anzahl der Mitarbeiter nach deren Funktion und Aufgaben ermittelt. In dieser Arbeit wird für den Bereich Sozialhilfe nach vier verschiedenen Gruppen (Assistenzkräfte, Führungskräfte, Sachbearbeiter, Sozialarbeiter) unterschieden.



Auch die Personenkreise der Hilfeempfänger, die künftig nicht mehr in den Zuständigkeitsbereich des BSHG fallen, sondern in den des neuen SGB II (Sozialgesetzbuch, Zweites Buch)
2
, müssen ermittelt werden, um eine zuverlässige Aussage über einen neuen Aufbau des Bereichs Sozialhilfe treffen zu können. Dazu werden die Fallzahlen der in der Software zur Bearbeitung der Sozialhilfe erfassten Hilfeempfänger nach Kriterien bewertet, die die zukünftige Zuständigkeit beurteilen sollen.



Die Bearbeitung und die Auswertung der Daten erfolgte mit den Programmen EXCEL 2002 für Windows und ACCESS 2002 fürs Windows.



2.1 Zur Datenerhebung



In diesem Abschnitt wird zunächst erläutert, wie die Daten bezüglich der Mitarbeiter und der Hilfeempfänger erhoben wurden. In einem zweiten Schritt werden die Probleme des Datenschutzes bei Forschungsvorhaben behandelt.



2.1.1 Datenerhebung der Hilfeempfänger und Mitarbeiter



In einem Sozialamt werden vor allem jene Daten erhoben, mit denen geprüft werden kann, ob die Anspruchsvoraussetzungen für den Bezug von Sozialhilfe nach dem BSHG vorliegen. Vor allem werden die Daten zu Einkommen (Renten, Arbeitseinkommen usw.), Vermögen (Konten, Lebensversicherungen, Aktien usw.), persönliche Daten und Verhältnisse (Geburtsdatum, Schwerbehinderung,



1
Das Arbeitslosengeld II soll zukünftig durch das SGB II geregelt werden und in den Zuständigkeitsbereich der Agenturen für Arbeit fallen.



2
Bei Verweisen auf das SGB II ist immer der Gesetzesentwurf vom 05.09.03, Deutscher Bundestag, Drucksache 15/1516 8/111
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Familienstand usw.) und Angaben zu Verwandten (zur Heranziehung von Unterhaltszahlungen) erhoben. Es werden aber auch Daten erhoben, die dazu dienen könnten, dem Antragsteller weitere Hilfen anzubieten. Hierbei wird an die Zusammenarbeit mit den Agenturen für Arbeit, Jugendamt, Schuldnerberatung, Job-und Fortbildungsangeboten usw. gedacht.



Die Datenerhebung wird in der Regel mittels eines Fragenbogens, des so genannten Sozialhilfegrundantrags, durchgeführt. Dazu wird den Antragstellern der Sozialhilfegrundantrag ausgehändigt und von diesen ausgefüllt. In Einzelfällen wird der Sozialhilfegrundantrag von dem Sachbearbeiter zusammen mit dem Antragsteller ausgefüllt, wenn es den Antragstellern z.B. aufgrund von Analphabetismus nicht möglich ist, den Antrag selbst auszufüllen.



Zur Erhebung von empirischen Daten werden in der Regel die drei Methoden Befragung, Beobachtung und Inhaltsanalyse eingesetzt. Wie man aus den Ausführungen sehen kann, wurde hier zur Datenerhebung eine Befragung mittels eines vollstandardisierten Fragebogens durchgeführt. Als vollstandardisiert wir eine Befragung bezeichnet, wenn “sämtliche Fragen explizit formuliert sind.“
3
Auf schriftliche Befragungen trifft dies, wie auch bei dem Sozialhilfegrundantrag, in der Regel zu.



Die für diese Arbeit verwendeten Daten stammen aus der computergestützten Sozialdatenverwaltung des Kreises Offenbach. Dafür werden zurzeit zwei verschiedene Programme zur Verwaltung der Daten von Sozialhilfeempfängern eingesetzt. Zum einen ist hier die Software PROSOZ/S zu nennen. Diese Software wird vor allem im Arbeitsfeld der Hilfe zum Lebensunterhalt und der Hilfe zur Pflege eingesetzt. Das zweite Programm IKOL wird im Tätigkeitsbereich der Krankenhilfe eingesetzt.



Da die umfangreichen Datensätze der Programme durch den „Bereich Service“ einem ständigen Bearbeitungsprozess unterworfen sind (für interne Statistiken, Abrechnung mit anderen Sozialhilfeträgern, Erstellung des Haushalts usw.), kann leicht auf bereits vorbereitete Datensätze zurückgegriffen werden. Zur Betrachtung unterschiedlicher Aspekte, wie etwa die Überwachung der Höhe verschiedener Kostenstellen der Sozialhilfe oder der Zusammensetzung der Hilfeempfän-



3
Kromrey,H., S. 364 9/111
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ger, existieren verschiedene Datensätze. Ein Datensatz besteht jeweils aus mehreren offenen Variablen, wie etwa Name, Beruf usw. und geschlossenen Variablen wie etwa Religion, höchster Schulabschluss usw. Die geschlossenen Variablen sind in dem Datensatz bereits umcodiert. So ist z.B. der Variable „höchster Schulabschluss“ ein Schlüssel zugeordnet, der sich wie folgt darstellt:



0 keine Angabe 1 in schulischer Ausbildung 2 Volks-/Hauptschulabschluss 3 Realschulabschluss oder gleichwertiger Abschluss 4 Fachhochschul- oder Hochschulreife (Abitur) 5 sonstiger Schulabschluss 6 kein Schulabschluss 9 unbekannt



Die Datensätze werden als *.dbf Files ausgegeben und können daher später mit ACCESS oder EXCEL ausgewertet werden.



Die Zahlen bezüglich der Mitarbeiter konnten durch Abfragen des Telefonverzeichnisses ermittelt werden. Da jedoch immer die Möglichkeit besteht, dass das Telefonverzeichnis nicht den aktuellsten Stand hat, wurden die Zahlen nochmals mit den betroffenen Bereichen abgeklärt.



Alle Daten bezüglich der Mitarbeiter und auch der Hilfeempfänger entsprechen dem Stand vom 30.09.03. Insofern kann man bei dieser Untersuchung, da nur die Daten von diesem Zeitpunkt verwertet werden, von einer Querschnittuntersuchung sprechen.



2.1.2 Anonymisierung der Daten und Datenschutz



Ein Recht auf Datenschutz geht aus dem Wortlaut des Grundgesetzes nicht her-vor, da die Problematik beim in Kraft treten des Grundgesetzes noch nicht bekannt war. Das Bundesverfassungsgericht hat jedoch aus dem Persönlichkeitsrecht des Art. 2 GG (Grundgesetz) und der Menschenwürde des Art. 1 GG ein Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung abgeleitet. Der Schutzbereich
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des Rechts auf informationelle Selbstbestimmung umfasst das Recht des Einzelnen, „über die Preisgabe und Verwendung seiner persönlichen Daten“ selbst zu bestimmen
4
.



Für grundsätzlich jedes Forschungsvorhaben, das mit persönlichen Daten arbeitet, ergibt sich daraus, dass mit anonymisierten Daten gearbeitet werden muss. Das Recht auf informationelle Selbstbestimmtheit ist den Vorschriften des BDSG (Bundesdatenschutzgesetz) und der entsprechenden Landesvorschriften wie etwa das HDSG (Hessische Datenschutzgesetz) geregelt. Für diese Arbeit von Relevanz ist hier besonders § 33 HDSG, der die Datenverarbeitung für wissenschaftliche Zwecke regelt.



§ 33 HDSG Datenverarbeitung für wissenschaftliche Zwecke



(1) Zum Zwecke wissenschaftlicher Forschung dürfen datenverarbeitende Stellen personenbezo-



gene Daten ohne Einwilligung des Betroffenen im Rahmen bestimmter Forschungsvorhaben ver-



arbeiten, soweit dessen schutzwürdige Belange wegen der Art der Daten, ihrer Offenkundigkeit



oder der Art ihrer Verwendung nicht beeinträchtigt werden. Der Einwilligung des Betroffenen be-



darf es auch nicht, wenn das öffentliche Interesse an der Durchführung des Forschungsvorha-



bens die schutzwürdigen Belange des Betroffenen überwiegt und der Zweck der Forschung nicht



auf andere Weise oder nur mit unverhältnismäßigem Aufwand erreicht werden kann. Im Falle des



Satz 2 bedarf die Verarbeitung durch Stellen des Landes der vorherigen Genehmigung der obers-



ten Landesbehörde oder einer von dieser bestimmten Stelle. Die Genehmigung muss den Emp-



fänger, die Art der zu übermittelnden personenbezogenen Daten, den Kreis der Betroffenen und



das Forschungsvorhaben bezeichnen und ist dem Hessischen Datenschutzbeauftragten mitzutei-



len.



(2) Sobald der Forschungszweck dies erlaubt, sind die Merkmale, mit deren Hilfe ein Personen-



bezug hergestellt werden kann, gesondert zu speichern; die Merkmale sind zu löschen, sobald



der Forschungszweck dies zulässt.



(3) Eine Verarbeitung der nach Abs. 1 übermittelten Daten zu anderen als Forschungszwecken ist



unzulässig. Die nach Abs. 1 Satz 2 übermittelten Daten dürfen nur mit Einwilligung des Betroffe-



nen weiterübermittelt werden.



(4) Soweit die Vorschriften dieses Gesetzes auf den Empfänger keine Anwendung finden, dürfen



personenbezogene Daten nur übermittelt werden, wenn sich der Empfänger verpflichtet, die Vor-



schriften der Abs. 2 und 3 einzuhalten und sich der Kontrolle des Hessischen Datenschutzbeauf-



tragten unterwirft.



Die geschützte Entscheidungsbefugnis des Einzelnen endet dort, wo die verarbeiteten Daten keinen Zusammenhang mehr mit seiner Person erkennen lassen. Notwendig ist es also, die Daten so zu verändern (anonymisieren), dass eine Identifizierung des einzelnen Merkmalsträgers nicht mehr möglich ist. Dieses Prinzip ist in § 3 (7) BDSG gesetzlich geregelt.



4
[BVerfGE (Bundesverfassungsgerichtsentscheidung) 65, 1 [43]]
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§ 3 (7) BDSG:



Anonymisieren ist das Verändern personenbezogener Daten derart, dass die Einzelangaben über



persönliche oder sachliche Verhältnisse nicht mehr oder nur mit einem unverhältnismäßig großen



Aufwand an Zeit, Kosten und Arbeitskraft einer bestimmten oder bestimmbaren natürlichen Per-



son zugeordnet werden können.



Sobald dieses Kriterium erfüllt ist, bestehen keine datenschutzrechtlichen Nutzungsbeschränkungen mehr.



In einem umfangreichen Datensatz wie dem vorliegenden ist es notwendig, möglichst viele der Variablen auszuschließen, da es zahlreiche Möglichkeiten gibt, von dem Datensatz auf Einzelpersonen zu schließen. So könnte man über Merkmalskombinationen durch Einsicht in öffentlich zugängliche Melderegister, Telefon-CD-ROMs, Adressbücher usw. zur Bestimmung von Einzelpersonen kommen. In der Praxis erscheint es aufgrund der ständig weiterentwickelten Technik nur selten zu einem absolut anonymisierten Datensatz, d.h. ein Datensatz, der unter keinen denkbaren Umständen deanonymisiert werden könnte, zu kommen. Man spricht daher oft von faktisch anonymisierten Daten, wenn eine Person nur mit einem unverhältnismäßig großen Aufwand identifiziert werden kann. Auch dies entspricht den Regelungen des § 3 (7) BDSG. Dennoch unterliegt die Erzeugung eines anonymisierten Datensatzes aus personenbezogenen Daten den Datenschutzvorschriften. Gemäß § 33 (1) Satz 2 und 3 HDSG bedarf es somit der vorherigen Genehmigung der obersten Landebehörde. Diese muss der Verwendung personenbezogener Daten zustimmen.



Der zur Verarbeitung erhaltene Datensatz enthielt 44 Variablen. Von diesem Datensatz ist jedoch nur rund die Hälfte der Variablen für die weitere Bearbeitung notwendig. So wurden zunächst alle nicht benötigten Variablen gelöscht. Der restliche Datensatz wurde mit der entsprechenden Begründung, warum die einzelnen Variablen benötigt wurden, dem behördlichen Datenschutzbeauftragten übersandt. Dieser leitete ihn zur Genehmigung der zuständigen hessischen Datenschutzbeauftragten weiter.



Die Genehmigungen zur Verwendung der Daten finden sich im Anhang III wieder.
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